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Beschluss über den Abschluss eines städtebaulichen Vertrages für den Bebauungs-
plan Nr. B-43 "Resorthotel am Strand"
Beratungsfolge: Beratungsergebnis:
Datum Gremium Ja Nein Enth.

19.08.2021 Stadtvertretung

Begründung:
Auf der Grundlage des § 11 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) kann die Gemeinde u.a. zur 
Vorbereitung und Durchführung städtebaulicher Maßnahmen durch einen Vertragspartner 
bzw. Vorhabenträger auf dessen Kosten sowie zur Förderung und Sicherung der mit der 
Bauleitplanung verfolgten Ziele städtebauliche Verträge schließen.
Für die Schaffung von Baurecht für ein Resorthotel, bestehend aus einem Hotelgebäude und 
Ferienhäusern sowie die Errichtung von Gebäuden mit maximal 20 Wohnungen für den dau-
erhaften Aufenthalt im Geltungsbereich des künftigen Bebauungsplanes Nr. B-43 „Resortho-
tel am Strand“ ist die Durchführung eines Bebauungsplanverfahrens erforderlich.
Mit dem Vorhabenträger, der SRU Ueckermünde GmbH & Co. KG wird ein städtebaulicher 
Vertrag geschlossen, der im Wesentlichen folgendes regelt:

- die Ausarbeitung der städtebaulichen Planungen sowie des Umweltberichtes,
- die Durchführung des Ausgleiches i.S.d. § 1a Absatz 3 BauGB (innerhalb und außerhalb 

des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes),
- ergänzende Regelungen zur Sicherung der mit der Bauleitplanung verfolgten Ziele.

Die Verantwortung der Stadt für das gesetzlich vorgesehene Planaufstellungsverfahren 
bleibt unberührt.

Gemäß § 11 Absatz 2 Satz 2 BauGB ist der Abschluss des städtebaulichen Vertrages recht-
lich unzulässig, wenn der Vorhabenträger auch ohne die von ihm übernommenen Leistungen 
Anspruch auf die Baugenehmigung hätte. Der Rechtsanspruch auf Erteilung der Baugeneh-
migung besteht auf Grundlage von § 33 Absatz 1 BauGB bereits ab materieller Planreife 
regelmäßig mit dem Zeitpunkt des Abwägungs- und Satzungsbeschlusses.
Der Abschluss des städtebaulichen Vertrages zwischen der Stadt Seebad Ueckermünde und 
dem Vorhabenträger hat daher zwingend vor dem Abwägungs- und Satzungsbeschluss über 
den Bebauungsplan Nr. B-43 „Resorthotel am Strand“ zu erfolgen.

Da der städtebauliche Vertrag die Pflicht zur Investition enthält und diese Verpflichtung der 
Veräußerung des Grundstücks aus Sicht beider Parteien „stehen und fallen“ soll, ist dieser 
Vertrag gemäß § 11 Absatz 3 BauGB i.V.m. § 311b BGB beurkundungspflichtig. Es ist daher 
vorgesehen, dass der städtebauliche Vertrag als Teil B gemeinsam mit dem Kaufvertrag 
über Grundstücke mit Investitionsverpflichtung (Teil A) durch den Notar, Herrn Dr. Küstner, 
beurkundet wird.
Im Ergebnis bedeutet dies, dass noch vor dem Satzungsbeschluss die Unterzeichnung des 
Vertrages durch die Beteiligten erfolgen muss.

In den Teil A kann bei Interesse nach Absprache mit dem Bürgermeister Einsichtnahme er-
folgen.



Drucksache DS-21/0168 der Stadt Ueckermünde                                                            Seite: 2/2

Beschluss:
Der Beschluss über den Abschluss des städtebaulichen Vertrages zum Bebauungsplan Nr. 
B-43 „Resorthotel am Strand“ zwischen der Stadt Seebad Ueckermünde und der SRU Ue-
ckermünde GmbH & Co. KG wird herbeigeführt. Der städtebauliche Vertrag in der Fassung 
gemäß Anlage wird gebilligt.

Kliewe
Bürgermeister

Anlage:
Städtebaulicher Vertrag gemäß § 11 BauGB zum Bebauungsplan Nr. B-43 „Resorthotel am 
Strand“ (Entwurf, Stand 14.07.2021)
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Städtebaulicher Vertrag gemäß § 11 BauGB zum Bebauungsplan Nr. B-43 

„Resorthotel am Strand“  

der Stadt Seebad Ueckermünde 

 

 

 
  



- 2 - 

 

 

 

 

 

Dieser Abschnitt enthält folgende Anlagen: 

 

1. Anlage 1: Plan des Plangebietes 

2. Anlage 2: Bebauungsplan Nr. B-43 „Resorthotel am Strand“ - Entwurf, 

 Stand 12.07.2021 

3. Anlage 3: Auszug aus der Begründung Teil II - Umweltbericht zum  

 Bebauungsplan - Entwurf,  Stand 21.05.2021 

4. Anlage 4: Auszug Artenschutzfachbeitrag (AFB) Stand 21.05.2021 

5. Anlage 5: Abbuchungsprotokoll Ökokonto 

6. Anlage 6: Naturschutzgenehmigung (Alleen) vom 09.12.2020 

 

Anlage 1 und der Planteil von Anlage 2 wurde gemäß § 13 Abs. 1 S. 1 BeurkG 

als Karte den Beteiligten zur Durchsicht vorgelegt und genehmigt sowie unter-

schrieben. Anlagen 2 (Textteil), 3 bis 6 wurden vom Notar verlesen. Auf sämtliche 

Anlagen wird verwiesen. 
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Zwischen der  

Stadt Seebad Ueckermünde 

Am Rathaus 3, 17373 Ueckermünde, 
 

-nachstehend „Stadt“ genannt- 
 
und  
 

SRU Ueckermünde GmbH & Co. KG 

Rote Hohl 10 

56729 Kehrig 
 

-nachstehend „Vorhabenträger“ genannt- 
 
 

wird der folgende städtebauliche Vertrag gemäß § 11 Abs. 1 Baugesetzbuch 

(BauGB) geschlossen: 
 
 

Präambel 
 

Der Vorhabenträger beabsichtigt auf dem Grundstück am Weg Zum Strand in 

17373 Ueckermünde zwischen Lagunenstadt und Strandbad, Gemarkung 

Ueckermünde, Flurstücke 3/3, 3/4, 3/5, 3/6, 3/7 und 3/8 (teilweise), Flur 15, Ge-

markung Ueckermünde ein Resorthotel, mit Servicewohnen, bestehend aus ei-

nem Hotelgebäude und Ferienhäusern zu errichten. Zusätzlich sollen Gebäude 

mit max. 20 Wohnungen für den dauerhaften Aufenthalt entstehen. Der Vorha-

benträger ist Eigentümer des Flurstückes 3/5, Flur 15, Gemarkung Ueckermünde 

und Erwerber des Flurstückes 3/4, Flur 15, Gemarkung Ueckermünde. Insoweit 

wird auf den Kaufvertrag vom 06.04.2021 UR-Nr. 433/2021 der Notarin Sabine 

Bohm verwiesen. Die Flurstücke 3/3, 3/6, 3/7 und 3/8 (teilweise), Flur 15, Gemar-

kung Ueckermünde befinden sich derzeit noch im Eigentum der Stadt und sind 

Gegenstand des vorstehenden Kaufvertrages (Teil A). 
 

Zur Verkehrserschließung des Vorhabens soll ein Kreisverkehr dienen. Diese öf-

fentliche Erschließungsanlage soll auf den Flurstücken 87 tlw., 4/1 tlw., 39/10 tlw. 

und 57/1 tlw., der Flur 15, Gemarkung Ueckermünde, die sich im Eigentum der 

Stadt befinden, errichtet werden.  
 

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Bebauung zu ermöglichen, 

beabsichtigt die Stadt die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. B-43 „Resortho-

tel am Strand“. Die Abgrenzung des Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes 

ergibt sich aus dem beigefügten Lageplan, der als Bestandteil dem folgenden 

städtebaulichen Vertrag als Anlage 1 beigefügt ist. Das Gebiet innerhalb des Gel-



- 4 - 

tungsbereiches des Bebauungsplanes wird künftig nur noch „Plangebiet“ ge-

nannt. Die im Plangebiet beabsichtigten öffentlichen und privaten Bauvorhaben 

stellen Eingriffe in Natur und Landschaft dar. 

 

Dieser städtebauliche Vertrag regelt gemäß § 11 Abs. 1 BauGB u.a. die Über-

nahme der Kosten für die Ausarbeitung der städtebaulichen Planungen sowie 

des Umweltberichts und aller erforderlichen Gutachten, Untersuchungen etc. so-

wie die Planung, Durchführung und dauerhafte Sicherung der Ausgleichsmaß-

nahmen und der Artenschutzmaßnamen durch den Vorhabenträger. Er enthält 

auch ergänzende Regelungen zur Sicherung der mit der Bauleitplanung verfolg-

ten Ziele. 
 

Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Stadt und der Vorhabenträger Folgendes:  
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§ 1 

Gegenstand des Vertrages 

1. Gegenstand des Vertrages ist die Ausarbeitung der städtebaulichen Planun-

gen sowie des Umweltberichts und aller erforderlichen Gutachten, Untersu-

chungen etc. für die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. B-43 „Resorthotel 

am Strand“, die Durchführung der nach Art und Umfang in diesem Vertrag 

und diesem anliegenden Unterlagen bestimmten und nach Maßgabe der Ab-

wägung erforderlichen naturschutzrechtlichen Vermeidungs- und Aus-

gleichsmaßnamen und die artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen 

für den mit dem Bebauungsplan Nr. B-43 „Resorthotel am Strand“ verbunde-

nen Eingriff in Natur und Landschaft, die Übernahme der einschlägigen Kos-

ten durch den Vorhabenträger sowie weitere Regelungen zur Sicherung der 

mit der Bauleitplanung verfolgten Ziele. Die Abgrenzung des Plangebietes 

ergibt sich aus dem beigefügten Lageplan, der als Anlage 1 beigefügt ist. 

2. § 2 Abs. 3 BauGB bleibt unberührt. Ein Anspruch auf Aufstellung eines Be-

bauungsplanes kann durch diesen Vertrag nicht begründet werden. 

 

§ 2 

Bestandteile des Vertrages 

Bestandteile des Vertrages sind: 

1. Anlage 1: Plan des Plangebietes 

2. Anlage 2: Bebauungsplan Nr. B-43 „Resorthotel am Strand“ – Entwurf, 

 Stand 12.07.2021 

3. Anlage 3: Auszug aus der Begründung Teil II - Umweltbericht zum  

   Bebauungsplan - Entwurf, Stand 21.05.2021 

4. Anlage 4: Auszug Artenschutzfachbeitrag (AFB) Stand 21.05.2021 

5. Anlage 5: Abbuchungsprotokoll Ökokonto 

6. Anlage 6: Naturschutzgenehmigung (Alleen) vom 09.12.2020 

 

§ 3 

Bauleitplanung 

1. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, auf seine Kosten durch das Planungs-

büro Dittrich Neustadt/Wied in Zusammenarbeit mit Kunhart Freiraumpla-

nung Neubrandenburg, einen Bebauungsplan für das Plangebiet mit Begrün-

dung und Umweltbericht einschließlich zusammenfassender Erklärung er-

stellen zu lassen. Dieser Bebauungsplan soll u.a. die Bebauung, der in der 

Präambel aufgeführten, dem Grundstückseigentümer gehörigen bzw. der 
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durch ihn erworbenen Flurstücke, die Gegenstand des vorstehenden Kauf-

vertrages (Teil A) sind, mit einem Resorthotel vorsehen. 

2. Des Weiteren verpflichtet sich der Vorhabenträger zur Vergabe und Kosten-

tragung hinsichtlich aller von der Stadt im Planungs- und Abwägungsprozess 

für erforderlich gehaltenen Gutachten und Fachbeiträge. Hierzu zählen u.a. 

auch eine Verkehrsuntersuchung und ein wasserrechtlicher Fachbeitrag. 

3. Zu den Planungsleistungen der vom Vorhabenträger in Abstimmung mit der 

Stadt zu beauftragenden Büros und Gutachter gehören auch die Erläuterun-

gen, Berechnungen und Abstimmungen mit den zu beteiligenden Behörden, 

die Formulierung von erforderlichen Anträgen nach dem Naturschutzrecht 

und die Übernahme der dadurch ggf. entstehenden Gebühren.  

4. Der Vorhabenträger trägt weiterhin die Kosten für eine möglicherweise not-

wendig werdende anwaltliche und planerische Beratung der Stadt im Falle 

einer möglichen Normenkontrolle Dritter gegen den zukünftigen Bebauungs-

plan. 

 

§ 4 

Grundlagen und Ziele der Planung 

1. Der Vorhabenträger übernimmt die Kosten für den in Rede stehenden Be-

bauungsplan Nr. B-43 „Resorthotel am Strand“, durch den verbindliches 

Baurecht zur Entwicklung des Plangebietes geschaffen werden soll. 

2. Allgemeine Aufgabenstellung: 

Ziel des Bebauungsplanes ist die Schaffung der planungsrechtlichen Vo-

raussetzungen für die Errichtung eines Resorthotels, welches mit Gastrono-

mie-, Wellness- und Konferenzbereichen ausgestattet sein soll, die nicht nur 

Gästen des Hotels zur Verfügung stehen, sondern auch einen attraktiven 

Anziehungspunkt für Gäste der Strandanlagen und sonstige Besucher des 

Seebades Ueckermünde darstellen. Ergänzt werden soll das Angebot an 

Übernachtungsmöglichkeiten durch maximal 50 Ferienwohnungen und ma-

ximal 20 Dauerwohnungen. 

3. Grundlagen für die Bearbeitung: 

Sämtliche vorhandenen und rechtsgültigen Planungen und sonstige Konzep-

tionen für das Plangebiet werden von der Stadt zur Verfügung gestellt. Im 

Einzelnen sind folgende Planunterlagen zu beachten: 

 
− Flächennutzungsplan der Stadt Ueckermünde 
− Landschaftsplan der Stadt Ueckermünde 

4. Festsetzungen für den Bebauungsplan: 
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Entwurfsziel für die im Eigentum des Vorhabenträgers befindlichen bzw. der 

durch ihn erworbenen Flurstücke ist es, Bauflächen für ein sonstiges Son-

dergebiet mit der Zweckbestimmung „Gebiete für den Fremdenverkehr und 

Fremdenbeherbergung“ gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO festzusetzen. Die äu-

ßere Erschließung des Sondergebietes soll über einen neu zu errichtenden 

Kreisverkehr erfolgen, der im Bebauungsplan als öffentliche Verkehrsfläche 

festzusetzen ist. Die bestehenden Fuß- und Radwegeverbindungen sind da-

ran anzupassen und als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung fest-

zusetzen. Das gilt auch für die vorhandene Zufahrt zur Strandhalle. Diese 

Verkehrsflächen sollen öffentlich im Eigentum der Stadt Seebad Uecker-

münde bleiben.  

 

Alle weiteren Wege und Zufahrten zur inneren Erschließung des Sonderge-

bietes sollen im Privateigentum bleiben.  
 

§ 5 

Zusammenarbeit 

1. Bei der Bearbeitung des Bebauungsplanes werden der Vorhabenträger bzw. 

die von ihm beauftragten Planungsbüros mit den jeweils zuständigen Stellen 

der Stadt zusammenarbeiten. Diese gewähren die erforderliche Unterstüt-

zung in jeder Phase des Bearbeitungsverfahrens. 

2. Der Vorhabenträger und die Stadt verpflichten sich bei der praktischen Um-

setzung des Bebauungsplankonzeptes zu einer vertrauensvollen Zusam-

menarbeit. Die Interessen der Vertragspartner sind aufeinander abzustim-

men. 

3. Die planerischen Vorgaben der Stadt sind bindend und zwingend in den Be-

bauungsplan aufzunehmen. Die Stadt behält sich vor, eigene Vorgaben zu 

korrigieren, wenn sich dies während der einzelnen Verfahrensschritte aus 

städtebaulicher Sicht als notwendig oder zweckmäßig herausstellen sollte. 

Dabei streben beide Vertragsparteien eine einvernehmliche Lösung an. Alle 

durch Planänderung entstehenden Kosten trägt der Vorhabenträger. 

 

§ 6 

Verpflichtungen der Vertragsparteien 

1. Die Stadt wird das gesamte Planaufstellungsverfahren für den Bebauungs-

plan, wie die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung, verantwortlich durch-

führen. Sämtliche hierzu erforderlichen Vorarbeiten wie die Erstellung von 

Entwürfen, Planausfertigungen, Anlagen für Beschlussvorlageentwürfe für 

die Stadtvertretung einschließlich des Entwurfs zum Beschluss über die Ab-

wägung der eingegangenen Anregungen und Stellungnahmen werden durch 
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das Planungsbüro bzw. die evtl. eingeschalteten Fachgutachter vorgenom-

men. Zu deren Aufgaben zählt auch die Präsentation der Planung in allen in 

Betracht kommenden Gremien. 

2. Der Stadt werden auf Kosten des Vorhabenträgers die erforderliche Anzahl 

der Exemplare der Anlagen für die Behördenbeteiligung und die Beschluss-

vorlagen für die Stadtvertretung zur Verfügung gestellt. Nach Satzungsbe-

schluss wird die endgültige Planfassung in 4-facher Ausfertigung übergeben.  

 

§ 7 

Öffentlich-rechtliche Entscheidungsfreiheit 

Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass ein Rechtsanspruch des Vor-

habenträgers auf rechtsverbindliche Aufstellung des Bebauungsplans für das 

Plangebiet durch diesen Vertrag nicht begründet wird. Die Unabhängigkeit und 

Entscheidungsfreiheit der Verwaltung und der Stadtvertretung, insbesondere im 

Hinblick auf planerische Aufgaben nach § 1 Abs. 6 und § 1a BauGB, beim even-

tuellen Satzungsbeschluss sowie während der gesamten Aufstellungsverfahrens 

des Bebauungsplans bleiben durch diesen Vertrag unberührt. 
 

§ 8 

Durchführung von Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum 
Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen 

 

1. Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die im Plangebiet beab-

sichtigten öffentlichen und privaten Bauvorhaben Eingriffe in Natur und Land-

schaft darstellen. 

2. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die im Geltungsbereich des Bebau-

ungsplanes vorgesehenen folgenden Vermeidungs- und Kompensations-

maßnahmen und die vorgezogenen Artenschutzmaßnahmen nach Maßgabe 

der unteren Naturschutzbehörde (uNB) und gemäß dem Abwägungsergeb-

nis der Stadtvertretung nach § 1 a Abs. 3 BauGB entsprechend den zeich-

nerischen und textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. B-43 „Re-

sorthotel am Strand“ (Anlage 2) und entsprechend der Begründung Teil II 

Umweltbericht (Anlage 3) sowie entsprechend dem Artenschutzfachbeitrag 

(AFB) (Anlage 4) durchzuführen: 

 
− Fällungen und Abrissmaßnahmen sind vom 01. Oktober bis zum 28. 

Februar durchzuführen.  
 

− Vor Fällung der Bäume und vor Beginn der Abrissarbeiten ist ein an-
erkannter Sachverständiger für Fledermaus- und Vogelarten zur öko-
logischen Baubegleitung zu bestellen. Er hat die Bäume und Ge-
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bäude vor und während der Abrissarbeiten auf vorkommende Indivi-
duen höhlen- und gebäudebewohnender Arten zu kontrollieren, diese 
ggf. zu bergen und umzusiedeln und die Fäll- und Abrissarbeiten an-
zuleiten. Gegebenenfalls ist durch den Sachverständigen eine Aus-
nahmegenehmigung einzuholen oder ein Baustopp auszusprechen. 
Der Sachverständige hat weiterhin Art, Anzahl, Anbringungsort ggf. 
zusätzlich notwendiger Ersatzhabitate zu bestimmen, Anbringungsort 
und Art mit den Eigentümern der zur Anbringung ausgewählten Bau-
werke oder Bäume abzusprechen und die Installation dieser Ersatz-
habitate zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu begleiten. Der Sachver-
ständige ist der uNB zu benennen und hat nach Abschluss der Arbei-
ten einen Tätigkeitsbericht zu verfassen, an uNB, Bauherrn, Stadt 
weiterzuleiten sowie eine Abnahme mit der uNB und anderen Betei-

ligten zu organisieren. Der Sachverständige übernimmt sämtliche 
Kommunikation zwischen uNB, Bauherrn und anderen Beteiligten.   

 
− Vor Fällung der Weiden und Äpfel lt. Abbildung 6 AFB (Anlage 4) ist 

ein anerkannter Sachverständiger für den Eremiten zur ökologischen 
Baubegleitung zu bestellen. Er hat diese während der Fällarbeiten auf 
vorkommende Individuen zu kontrollieren, diese ggf. zu bergen und 
umzusiedeln und die Fällarbeiten anzuleiten. Er hat mögliche Baum-
höhlen mit Eremitenbesatz zu sichern und diese Baumhöhlen im Um-
feld geeigneter Eremitenbäume ablegen zu lassen. Ablegungsort und 
Art ist mit den Eigentümern der zur Ausbringung ausgewählten Flä-
chen abzusprechen und die Ablage der Baumabschnitte zu begleiten. 
Er hat nach Abschluss der Arbeiten einen Tätigkeitsbericht zu verfas-
sen und an die uNB, den Bauherrn und die Stadt weiterzuleiten sowie 
eine Abnahme mit der uNB und anderen Beteiligten zu organisieren. 
Der Sachverständige übernimmt sämtliche Kommunikation zwischen 
uNB, Bauherrn und anderen Beteiligten. 

 
− Die Dächer der Gebäude des SO-2a sind extensiv mit Sedum-Arten 

zu begrünen.  
 

− Innerhalb der in der Planzeichnung umgrenzten Fläche (Erhaltung 
von Bäumen) sind heimische standortgerechte Laubbäume zu erhal-
ten und zu sichern. Eine Rodung kann als Ausnahme z.B. aus Grün-
den der Verkehrssicherungspflicht zugelassen werden. Abgängige o-
der gerodete Bäume sind durch heimische standortgerechte Laub-
bäume 1. Ordnung als Hochstämme zu ersetzen. Die Bäume als Er-

satz sind in der Mindestqualität Hochstamm, 3x verpflanzt, Stamm-
umfang 16 bis 18 cm zu pflanzen. 

 
− Auf der Grünfläche entlang der westlichen Plangebietsgrenze sind 

außerhalb der Erhaltungsfestsetzung 10 einzelne Sträucher der Arten 
Schneeball (Viburnum opulus), Kornelkirsche (Cornus mas) und 
Hundsrose (Rosa canina) verteilt anzuordnen, zu pflanzen und dau-
erhaft zu erhalten. Die Umsetzung der Maßnahme ist durch eine fach-
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kundige Person zu planen und zu begleiten. Diese hat nach Ab-
schluss der Arbeiten einen Tätigkeitsbericht zu verfassen und an 
uNB, Bauherrn und Stadt weiterzuleiten sowie eine Abnahme mit der 
uNB und anderen Beteiligten zu organisieren. Die Person übernimmt 
sämtliche Kommunikation zwischen uNB, Bauherrn und anderen Be-
teiligten.  

 
− An den in der Planzeichnung festgesetzten 105 Standorten sind 

Bäume in der Mindestqualität; Hochstamm 3 x verpflanzt; Stammum-
fang 16 bis 18 cm zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Innerhalb 
der privaten Grünflächen sind 43 Winterlinden (Tilia cordata), auf den 
unversiegelten Bauflächen 60 Moorbirken (Betula pubescens) und in-
nerhalb der öffentlichen Grünflächen an der Zufahrt 2 Stieleichen 
(Quercus robur) zu verwenden.  
 
Die Bäume erhalten eine Pflanzgrube von 0,8 x 0,8 x 0,8 m, einen 
Dreibock. Die Anpflanzung ist erst dann erfüllt, wenn die Gehölze 
nach Ablauf von 4 Jahren zu Beginn der Vegetationsperiode ange-
wachsen sind. Bei Verlust der Gehölze sind diese in Anzahl und Qua-
lität gleichwertig zu ersetzen. Die Baumpflanzungen sind spätestens 
im Herbst des Jahres der Baufertigstellung und Inbetriebnahme 
durchzuführen. Abweichungen von den festgesetzten Standorten 
können zugelassen werden, wenn der Alleen-/ Freiflächencharakter 
gewahrt bleibt.  
 
Die Umsetzung der Maßnahme ist durch eine fachkundige Person zu 
planen und zu begleiten. Diese hat nach Abschluss der Arbeiten ei-
nen Tätigkeitsbericht zu verfassen und an uNB, Bauherrn und Stadt  
weiterzuleiten sowie eine Abnahme mit der uNB und anderen Betei-
ligten zu organisieren. Die Person übernimmt sämtliche Kommunika-
tion zwischen uNB, Bauherrn und anderen Beteiligten.  

 
− CEF1 Der Verlust von Brutmöglichkeiten für Nischenbrüter (Bach-

stelze, Gartenrotschwanz, Grauschnäpper, Zaunkönig) ist zu erset-
zen Fünf Ersatzquartiere sind vor Beginn von Fällmaßnahmen an 
den in Abb. 12 des Umweltberichtes (Anlage 3) mit CEF 1 gekenn-
zeichneten Bäumen zu installieren. Die Umsetzung der Maßnahme 
ist durch eine fachkundige Person zu planen und zu begleiten. Diese 
hat nach Abschluss der Arbeiten einen Tätigkeitsbericht zu verfas-
sen und an uNB, Bauherrn und Stadt weiterzuleiten sowie eine Ab-

nahme mit der uNB und anderen Beteiligten zu organisieren. Die 
Person übernimmt sämtliche Kommunikation zwischen uNB, Bau-
herrn und anderen Beteiligten. Lieferung und Anbringung von insge-
samt: 5 Nistkästen mit ungehobelten Brettern und leicht beweglicher 
Reinigungs- und Kontrollklappe entsprechend Montageanleitung im 
AFB. Erzeugnis z.B.: Gemeinnützige Werk- und Wohnstätten GmbH 
(www.gww-pasewalk.de) alternativ Fa. Schwegler Vogel- und Natur-
schutzprodukte GmbH (Schwegler). Die jährliche Kontrolle und Rei-
nigung der Ersatzquartiere ist abzusichern. 
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− CEF2 Der Verlust von Brutmöglichkeiten für Höhlenbrüter (Blau-

meise, Feldsperling, Kohlmeise, Star) ist zu ersetzen. 10 Ersatz-
quartiere sind vor Beginn von Fällmaßnahmen an den in Abb. 12 des 
Umweltberichtes (Anlage 3) mit CEF 2 gekennzeichneten Bäumen 
zu installieren. Die Umsetzung der Maßnahme ist durch eine fach-
kundige Person zu planen und zu begleiten. Diese hat nach Ab-
schluss der Arbeiten einen Tätigkeitsbericht zu verfassen und an 
uNB, Bauherrn und Stadt weiterzuleiten sowie eine Abnahme mit der 
uNB und anderen Beteiligten zu organisieren. Die Person übernimmt 
sämtliche Kommunikation zwischen uNB, Bauherrn und anderen Be-
teiligten. Lieferung und Anbringung von 3 Nistkasten Blaumeise  
ø 26-28 mm, 4 Nistkasten Kohlmeise/Feldsperling ø 32 mm, 3 Nist-
kasten Star ø 45 mm mit ungehobelten Brettern und leicht bewegli-
cher Reinigungs- und Kontrollklappe entsprechend Montageanlei-
tung im AFB Erzeugnis z.B.: Hersteller Jens Krüger/Papendorf Ge-
meinnützige Werk- und Wohnstätten GmbH (www.gww-pase-
walk.de) alternativ Fa. Schwegler. Die jährliche Kontrolle und Reini-
gung der Ersatzquartiere ist abzusichern.  

 
− CEF3 Vor Beginn von Fäll- und Abrissmaßnahmen sind 3 Fleder-

maus-Ersatzquartiere Erzeugnis: Fledermausflachkasten z.B. Typ 
1FF der Fa. Schwegler oder Jens Krüger/Papendorf an den in Abb. 
12 des Umweltberichtes (Anlage 3) mit CEF 3 gekennzeichneten 
Bäumen zu installieren. Die Umsetzung der Maßnahme ist durch 
eine fachkundige Person zu planen und zu begleiten. Diese hat nach 
Abschluss der Arbeiten einen Tätigkeitsbericht zu verfassen und an 
uNB, Bauherrn, Stadt weiterzuleiten sowie eine Abnahme mit der 
uNB und anderen Beteiligten zu organisieren. Die Person übernimmt 
sämtliche Kommunikation zwischen uNB, Bauherrn und anderen Be-
teiligten. Die jährliche Kontrolle und Reinigung der Ersatzquartiere 
ist abzusichern. 

 

3. Zur Durchführung der CEF Maßnahmen außerhalb des Geltungsbereiches 

des Bebauungsplanes Nr. B-43 „Resorthotel am Strand“ stellt die Stadt 

Ueckermünde die entsprechenden Bäume auf ihrem Grundstück in 17373 

Ueckermünde, Flurstück 2/11, Flur 15 Gemarkung Ueckermünde zur Verfü-

gung. Ein gesonderter Nutzungs- und Dienstleistungsvertrag wird hierüber 

nicht abgeschlossen. 

4. Der mit dem Vorhaben verbundene Eingriff kann nur teilweise im Geltungs-

bereich des Bebauungsplanes ausgeglichen werden. Die zuständige Natur-

schutzbehörde hat der Bilanzierung des Eingriffs und der Kompensati-

onsmaßnahmen zugestimmt.  

5. Gemäß § 9 Abs. 1a BauGB können Flächen oder Maßnahmen zum Aus-

gleich im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB auch außerhalb des Geltungsberei-
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ches des Bebauungsplanes festgesetzt werden. Da im Umfeld des Plange-

bietes keine adäquaten Flächen zur Kompensation zur Verfügung stehen, 

wurde der Ausgleich wie folgt nachgewiesen: 

Zur Deckung des Kompensationsdefizites der Eingriffe wurde durch den Vor-

habenträger eine Ablösung von 68.435 Punkten aus dem Ökokonto „Ent-

wicklung artenreicher Mähwiesen bei Alt Torgelow“ nachgewiesen. Der An-

erkennungsbescheid wurde am 9. Juni 2021 ausgereicht. Die Eignung des 

Ökokontos für die Kompensation der Vorhabeneingriffe wurde durch die un-

tere Naturschutzbehörde des Landkreises Vorpommern-Greifswald am 9. 

Juni 2021 bestätigt. 
 

Das Abbuchungsprotokoll ist als Anlage 5 diesem Städtebaulichen Ver-

trag beigefügt. 

6. Zur Prüfung der Durchführung, des Abschlusses und des Erfolges der Ver-

meidungs- und Kompensationsmaßnahmen durch die Stadt ist durch den 

Vorhabenträger eine Dokumentation über die Fertigstellung und Entwicklung 

des Zustandes der Maßnahmen auf verbaler und fotodokumentarischer 

Ebene vorzulegen. Die Fertigstellung der Maßnahmen ist durch eine geeig-

nete Fachkraft im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung zu überwa-

chen und zu dokumentieren. Die Maßnahmen sind im 1. Jahr und im 3. Jahr 

nach Fertigstellung durch geeignete Fachgutachter auf Funktionsfähigkeit zu 

kontrollieren. Die Ergebnisse sind in Text und Bild zu dokumentieren und der 

zuständigen Behörde bis zum 01.10. des jeweiligen Jahres vorzulegen. 

 

§ 9 

Kostenübernahme für Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und 

zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen 

Der Vorhabenträger trägt alle Kosten, die mit der Umsetzung, der dauerhaften 

Sicherung und der Prüfung des dauerhaften Erfolges der Vermeidungs- und 

Kompensationsmaßnahmen und der vorgezogenen Artenschutzmaßnahmen 

verbunden sind, im eigenen Namen und auf eigenes wirtschaftliches Risiko.  

 

§ 10 

Ergänzende Regelungen der mit der Bauleitplanung verfolgten Ziele 

1. Der Vorhabenträger verpflichtet sich zur Errichtung eines Resorthotels mit 

Wellnessbereich mit maximal 280 Betten, dazugehörigen Ferienhäusern und 

Gebäuden mit maximal 20 Wohnungen für den dauerhaften Aufenthalt und 

maximal 50 Ferienwohnungen im Plangebiet gemäß den Festsetzungen des 

Bebauungsplanes Nr. B-43 „Resorthotel am Strand“. Die Hinweise im Be-

bauungsplan und in der dazugehörigen Begründung einschließlich der Anla-
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gen sind bei der Umsetzung der Vorhaben zu beachten. Zu dem Hotel wer-

den u. a. eine Saunalandschaft mit verschiedenen Saunen, Kosmetikräume, 

Behandlungsräume und ein Nassbereich mit Schwimmbecken gehören. Der 

Vorhabenträger wird den künftigen Betreiber der Hotelanlage gemäß § 12 

Teil A verpflichten, dass dieser Wellnessbereich für die Allgemeinheit zu-

gänglich sein wird. 

2. Die Kosten für die Planung, Erschließung und Durchführung der Maßnah-

men im Plangebiet sowie für sonstige damit im Zusammenhang stehende 

Aufwendungen werden vom Vorhabenträger getragen. Für die Errichtung 

des Kreisverkehrsplatzes auf den im Eigentum der Stadt verbleibenden 

Grundstücken im Plangebiet wird auf § 13 in Teil A verwiesen. 

3. Der Vorhabenträger übernimmt die Umsetzung der Auflagen aus der Natur-

schutzgenehmigung (Alleen) (Anlage 6) vom 09.12.2020 auf seine Kosten. 

4. Ein Anspruch des Vorhabenträgers auf Planung und Errichtung der Kreisver-

kehrsanlage durch die Stadt wird durch diesen städtebaulichen Vertrag nicht 

begründet. Bis zur Herstellung der Kreisverkehrsanlage und Anbindung an 

die Grundstücksflächen des Vorhabenträgers ist auf Kosten des Vorhaben-

trägers eine Behelfszufahrt über den Weg zum Strand zur bestehenden öf-

fentlichen Straßenverkehrsanlage „Haffstraße“ herzustellen.  

5. Vor Beginn der Bau- und Erschließungsarbeiten wird der Zustand der be-

troffenen und angrenzenden öffentlichen Erschließungsanlagen (beste-

hende Zufahrten sowie Fuß- und Radwege) in einem gemeinsamen Ortster-

min begutachtet und dokumentiert. Der Vorhabenträger bleibt ab dem Orts-

termin bis zum Zeitpunkt der Abnahme der vorgenannten öffentlichen Er-

schließungsanlagen für deren Zustand verantwortlich und hat solche Schä-

den, die sich während der Baumaßnahmen ergeben, auf Anforderung der 

Stadt innerhalb von vier Wochen auf eigene Kosten zu beheben.  

6. Gemäß der Forderung des Landkreises Vorpommern-Greifswald ist die 

Löschwasserversorgung im Plangebiet durch die Errichtung einer jederzeit 

zugänglichen und frostfreien Saugstelle lt. DIN in der Uecker für das Objekt 

zu sichern. Die Kosten für die Planung und Herstellung trägt der Vorhaben-

träger. 

7. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die entsprechenden Unterlagen der 

konkreten Objektplanung einschließlich der Freianlagenplanung mindestens 

4 Wochen vor Einreichung des Bauantrages bei der unteren Bauaufsichts-

behörde bzw. der Vorlage der Unterlagen in der Genehmigungsfreistellung 

nach § 62 LBauO M-V bei der Stadt vorzulegen, um Abstimmungen insbe-

sondere zum Raumprogramm der geplanten Gebäude, der Fassadengestal-

tung der Gebäude und der Gestaltung der Außenanlagen vornehmen zu kön-

nen. 
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8. Der Vorhabenträger verpflichtet sich sicher zu stellen, dass sämtliche Anlie-

ferungen (Ver- und Entsorgung) zum Zwecke des Lärmschutzes ausschließ-

lich montags bis freitags zwischen 6 Uhr und 22 Uhr erfolgen. 

 

§ 11 

Sicherheitsleistung 

1. Der Vorhabenträger leistet der Stadt für die Erfüllung seiner Verpflichtung 

nach § 8 dieses Vertrages Sicherheit durch Vorlage einer selbstschuldneri-

schen Bürgschaft einer der deutschen Bankenaufsicht unterliegenden Bank 

in Höhe von 54.000 EUR. Erfüllt der Vorhabenträger eine der vorstehenden 

Verpflichtungen trotz Aufforderungen und Fristsetzung der Stadt nicht, ist die 

Stadt berechtigt, diese Maßnahme an Stelle des Vorhabenträgers auf des-

sen Kosten und unter Inanspruchnahme der Bürgschaft selbst durchzufüh-

ren.  

2. Die Bürgschaft wird durch die Stadt entsprechend dem Fortschritt der Reali-

sierung der Maßnahmen in Teilbeträgen auf Anforderung des Vorhabenträ-

gers freigegeben.  

 

§ 12 

Rücktrittsrecht des Vorhabenträgers 

1. Für den Fall, dass der Bebauungsplan Nr. B-43 „Resorthotel am Strand“ nicht 

bis zum 30.09.2021 satzungsgemäß beschlossen wird, ist der Vorhabenträ-

ger berechtigt, von diesem Vertrag binnen einer Frist von 6 Monaten ab dem 

01.10.2021, zurückzutreten. Das Rücktrittsrecht ist durch schriftliche Erklä-

rung gegenüber der Stadt auszuüben. Jegliche Ansprüche des Vorhabenträ-

gers auf Erstattung von Planungskosten, sonstiger der Stadt im Zusammen-

hang mit diesem Vertrag erstatteter Kosten oder ansonsten im Zusammen-

hang mit diesem Vorhaben von dem Vorhabenträger aufgewendete Kosten 

werden auch für den Fall des Rücktritts vom Vertrag ausdrücklich ausge-

schlossen. 

2. Wenn zum Zeitpunkt des in Abs. 1 genannten Fristablaufes erkennbar ist, 

dass die zum rechtssicheren Abschluss des Verfahrens führenden Maßnah-

men und Verfahrensschritte zeitnah und ohne Verzögerungen beendet wer-

den können, verpflichten sich die Parteien bei gegenseitigem Einverständnis 

die vorstehende Frist angemessen zu verlängern. Die Fristverlängerung ist 

schriftlich zu vereinbaren. 

3. Das Rücktrittsrecht besteht nicht mehr, wenn der Vorhabenträger auf der 

Grundlage des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes eine oder meh-

rere Baugenehmigungen nach § 33 BauGB beantragt und erhält. 
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§ 13 

Haftungsausschluss 

1. Der Vorhabenträger erkennt für sich und etwaige Rechtsnachfolger die künf-

tigen Festsetzungen des Bebauungsplanes an. 

2. Vorliegender Vertrag begründet keine Verpflichtung der Stadt zur Aufstellung 

eines Bebauungsplanes. Eine Haftung der Stadt für etwaige Aufwendungen 

des Vorhabenträgers, die dieser im Hinblick auf die Aufstellung des Bebau-

ungsplanes, die Festsetzung des Bebauungsplanes und den Vollzug dieses 

Vertrages tätigt, ist ausgeschlossen. 

3. Sollte der Bebauungsplan keine Rechtskraft erlangen, werden bereits jetzt 

alle Entschädigungsansprüche gegen die Stadt ausgeschlossen. Auf die Er-

hebung solcher Entschädigungsansprüche verzichtet der Vorhabenträger 

auch schon jetzt unwiderruflich. Die Stadt nimmt diesen Verzicht an. 

4. Auch für den Fall der Aufhebung, einer eventuellen Nichtigkeit oder Teilnich-

tigkeit des Bebauungsplanes im Rahmen eines Normenkontrollverfahrens, 

auch für den Fall, dass der Bebauungsplan im Laufe eines gerichtlichen 

Streitverfahrens für unwirksam erklärt wird oder im Falle des Widerrufs oder 

der Rücknahme der Baugenehmigung können Ansprüche gegen die Stadt 

nicht geltend gemacht werden. 

 

§ 14 

Rechtsnachfolge 

Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die in diesem Vertrag vereinbarten Pflichten 

und Bindungen an etwaige Rechtsnachfolger zu übertragen. Dies ist verbunden 

mit der Verpflichtung, dem Rechtsnachfolger ebenfalls die Weitergabe der Ver-

pflichtung aufzuerlegen. Die Weitergabe der Pflichten und Bindungen aus diesem 

Vertrag an einen Rechtsnachfolger bedarf der schriftlichen Zustimmung der 

Stadt. Diese darf die Zustimmung nur aus wichtigem Grund verweigern. Ein sol-

cher liegt insbesondere dann vor, wenn der in Aussicht genommene Rechtsnach-

folger nicht die Gewähr für eine ordnungsgemäße Durchführung und Erfüllung 

des Vertrages bietet. 

 

§ 15 

Sonstiges 

1. Die Vertragsparteien sind sich einig, dass die in diesem Vertrag vereinbarten 

Leistungen wechselseitig angemessen sind. 

2. Die Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestimmungen berührt die Wirksam-

keit der übrigen Regelungen dieses Vertrages nicht. Die Vertragsparteien 

verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die 
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dem Sinn und dem gewollten Zweck des Vertrages in gesetzlich zulässiger 

Form am nächsten kommt. Entsprechendes gilt, wenn Regelungslücken be-

stehen. 

3. Die Stadt ist zur Kündigung dieses Vertrags berechtigt, wenn der Vorhaben-

träger seinen Verpflichtungen trotz schriftlicher Abmahnung unter Setzung 

einer Frist von drei Monaten nicht nachkommt. Beruht die Abmahnung des 

Vorhabenträgers durch die Stadt auf einer Nicht- oder Schlechterfüllung des 

beauftragten Planungsbüros, so ist die Stadt zur Kündigung nur dann be-

rechtigt, wenn dem Vorhabenträger zuvor ausreichend Zeit eingeräumt 

wurde, ein anderes Planungsbüro zu beauftragen. 

4. Beide Vertragsparteien sind zur Kündigung dieses Vertrags berechtigt, wenn 

der Bebauungsplan nach Ablauf von zwei Jahren seit Abschluss dieses Ver-

trags noch keine Rechtskraft erlangt haben sollte. 

5. Änderungen dieses Vertrags sind nur gültig, wenn sie schriftlich vereinbart 

und rechtsverbindlich von beiden Seiten unterschrieben sind. Eine Abding-

barkeit dieser Schriftlichkeit ist unzulässig. 

6. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. 

7. Der Vorhabenträger und die Stadt erhalten je ein vom Notar ausgefertigtes 

Exemplar dieses Vertrages. 

 

§ 16 

Wirksamwerden 

Der Vertrag wird hinsichtlich der in §§ 3 bis 7 getroffenen Regelungen sofort mit 

der rechtsverbindlichen Unterzeichnung der Vertragsparteien, im Übrigen erst mit 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. B-43 „Resorthotel am Strand“ oder Ertei-

lung einer Baugenehmigung nach § 33 BauGB wirksam. 
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Anlage 1 – Plangebiet



- 18 - 
 

10JME 

Anlage 2 –  

Satzung der Stadt Seebad Ueckermünde über den Bebauungsplan Nr. B-

43 „Resorthotel am Strand“ in Ueckermünde
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Anlage 3 – Standorte der Ersatzkästen
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Anlage 4 – Artenschutzrechtlicher Bezug
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Anlage 5 – Abbuchungsprotokoll
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Anlage 6 – Naturschutzgenehmigung
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(Jürgen Kliewe) 

Bürgermeister 
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2. Stv. Bürgermeister 
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(Jürgen Schiffels) 

für SRU Ueckermünde GmbH & 
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Dr. Christian Küstner 
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